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2. Instanz

Aktenzeichen L 4 KR 106/04
Datum 30.06.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 10. MÃ¤rz 2004
wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist, ob die Beklagte verpflichtet ist, die KlÃ¤gerin mit orthopÃ¤dischen
Schuhen zu versorgen.

Die 1957 geborene KlÃ¤gerin ist als Rentnerin Mitglied der Beklagten. Sie erlitt
1984 einen Tibiakopfbruch. AuÃ�erdem bestehen rezidivierende Arthralgien im
oberen und unteren Sprunggelenk sowie eine rezidivierende Metatarsalgie. Seit
1998 ist ein Diabetes mellitus bekannt. Seit 1993 trÃ¤gt die KlÃ¤gerin
orthopÃ¤dische Schuhe. Die beiden zu Lasten der Beklagten im Jahr 2000
gelieferten Paar Schuhe von unterschiedlichen OrthopÃ¤dieschuhmachermeistern
fanden nicht die Zufriedenheit der KlÃ¤gerin, Nachbesserungen waren mehrfach
erforderlich. Die letzte Versorgung erfolgte mit orthopÃ¤dischen Hausschuhen
(Bescheid vom 23.04.2002).
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Bereits mit Schreiben vom 11.04.2002 hatten die frÃ¼heren BevollmÃ¤chtigten der
KlÃ¤gerin beantragt, die KlÃ¤gerin mit neuen Winterschuhen zu versorgen, weil die
im Oktober 2000 genehmigten Winterschuhe trotz Nachbesserungsarbeiten nach
Auffassung der KlÃ¤gerin ein sicheres Laufen in den Schuhen nicht ermÃ¶glichen.
Die Beklagte hÃ¶rte zur Notwendigkeit der Versorgung mit orthopÃ¤dischen
MaÃ�schuhen den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung (MDK) an. Der
Gutachter Dr.G. stellte nach Untersuchung der KlÃ¤gerin am 31.07.2002 fest, vom
Ã¤uÃ�eren As- pekt bzw. rein morphologisch lasse sich die Notwendigkeit fÃ¼r das
Tragen orthopÃ¤discher MaÃ�schuhe angesichts der Festigkeit der BÃ¤nder nicht
erkennen. Eine Schuhzurichtung wÃ¼rde ausreichen. Die Schuhe, von denen die
Patientin behaupte, sie seien so weit abgelaufen, dass sie nicht mehr tragbar
wÃ¤ren, zeigten Gebrauchsspuren, die eine Nutzung jedoch durchaus noch
mÃ¶glich machen. Die ebenfalls subjektiv unpassenden, aktuell neu angefertigten
Hausschuhe wÃ¼rden nachgebessert. Es sollte noch abgeklÃ¤rt werden, ob eine
Neuropathie bzw. Angiopathie vorliege.

Im Oktober 2002 schalteten sich dann die nÃ¤chsten BevollmÃ¤chtigten der
KlÃ¤gerin ein wegen weiterer Versorgung mit orthopÃ¤dischen MaÃ�schuhen. Sie
wiesen darauf hin, auch die im Juni 2002 bewilligten StraÃ�enschuhe bedÃ¼rften
stÃ¤ndiger Nachbesserungen. Angesichts dieser permanenten Probleme bitte die
KlÃ¤gerin, Ã¼ber den regelmÃ¤Ã�igen Bewilligungszeitraum hinaus zusÃ¤tzlich
orthopÃ¤dische Schuhe zu bewilligen. Es wurde ein Ã¤rztliches Attest des
Nervenarztes Dr.K. vom 22.01.2002 vorgelegt, danach berichte die Patientin Ã¼ber
starke Schmerzen im Bereich des rechten FuÃ�es. Sie befinde sich wegen einer
Depression in seiner Behandlung. Um bei der Patientin eine anhaltende psychische
Stabilisierung zu erreichen, sei es nervenÃ¤rztlicherseits angesagt, sie dringend mit
Winterschuhen zu versorgen.

Am 16.10.2002 erfolgte eine vertragsÃ¤rztliche Verordnung fÃ¼r orthopÃ¤dische
Winterschuhe durch die Chirurgen und Unfallchirurgen Dres. A. und U â�¦ Es wurde
ein Kostenvoranschlag eines bis jetzt noch nicht aktenkundigen Schuhherstellers
fÃ¼r ein Paar orthopÃ¤dische Schuhe nach MaÃ� zum Gesamtbetrag von 1.391,71
EUR vorgelegt. Am 19.11. verordnete dann der Allgemeinmediziner Dr.V.
orthopÃ¤dische StraÃ�enschuhe sowie orthopÃ¤dische Hausschuhe mit dicker
Sohle nach MaÃ�. Auch hierfÃ¼r wurden jeweils KostenvoranschlÃ¤ge erstellt.

Auf Anfrage der Beklagten teilten dann Dr. A. und Dr.U. am 16.12.2002 mit, sie
hÃ¤tten jeweils nur Folgeverordnungen ausgestellt, die Indikation hÃ¤tten sie nicht
gestellt. Die KlÃ¤gerin sei auf die Benutzung von MaÃ�schuhen so fixiert, dass eine
Diskussion bezÃ¼glich der medizinischen Erfordernisse zu keinem Zeitpunkt
mÃ¶glich gewesen sei. Entsprechend der Empfehlung des Medizinischen Dienstes
hÃ¤tten sie die gewÃ¼nschten Untersuchungen durchgefÃ¼hrt bzw. veranlasst,
dabei hÃ¤tte sich ergeben, dass eine Neuropathie, Angiopathie oder ein
pathologischer Knochenbefund am rechten FuÃ� auszuschlieÃ�en seien. Sicher
bestehe bei der Patientin eine so erhebliche auch psychologische Fixierung auf das
Schuhwerk, dass die Ablehnung einer Weiterverordnung zu heftigstem Widerstand
und UnverstÃ¤ndnis fÃ¼hren wÃ¼rde. Frau S. sehe sich vÃ¶llig auÃ�er Stande, mit
anderen Schuhen zu gehen und benutze zusÃ¤tzlich zu diesen Schuhen stÃ¤ndig
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SpreizfuÃ�bandagen. In Kenntnis dieses Untersuchungsberichts hat der MDK am
23.12.2002 festgestellt, aus den RÃ¶ntgenbildern, der neurologischen,
angiologischen und klinisch-orthopÃ¤dischen Untersuchung ergebe sich keine
Indikationen fÃ¼r eine orthopÃ¤dische MaÃ�schuhversorgung. Das vom Nervenarzt
Dr.K. geschilderte psychische Krankheitsbild lasse sich mit orthopÃ¤dischen
Hilfsmitteln nicht behandeln.

Die Beklagte hat daraufhin mit Bescheid vom 02.01.2003 die KostenÃ¼bernahme
fÃ¼r die drei Paar verordneten und mit KostenvoranschlÃ¤gen belegten
orthopÃ¤dischen Schuhe abgelehnt und mit Widerspruchsbescheid vom 20.03.2003
bestÃ¤tigt.

Hiergegen richtete sich die am 7. April 2003 beim Sozialgericht NÃ¼rnberg
eingegangene Klage, zu deren BegrÃ¼ndung die BevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤gerin
einen Bericht der Dres. F. und R. vom 08.07.2003 Ã¼ber die am 07.07.2003
durchgefÃ¼hrte Kernspintomographie (MTR) vorlegten und vortrugen, die
SpÃ¤tfolgen der im Jahre 1984 bei einem Verkehrsunfall erlittenen Verletzung der
KlÃ¤gerin machten nunmehr das Tragen orthopÃ¤discher Schuhe erforderlich. Aus
dem Attest des Dr.K. vom 22.01.2002 ergebe sich die Notwendigkeit aus
neurologischen Gesichtspunkten. Der kernspintomographische
Untersuchungsbericht ergebe, dass eine knÃ¶cherne VerÃ¤nderung am FuÃ� der
KlÃ¤gerin nicht vorliege. Die Indikation solle durch ein Gutachten nachgewiesen
werden.

Das Sozialgericht hat Befundberichte der behandelnden Ã�rzte der KlÃ¤gerin
eingeholt (Dr.A. , Dr.U. , Dr.V.). Der Allgemeinmediziner und Psychotherapeut Dr.V.
fÃ¼hrte aus, dass ein Schmerz- und Belastungssyndrom beider FÃ¼Ã�e vorliege
und die subjektiv als unertrÃ¤glich empfundenen Schmerzen sich nach Auffassung
der KlÃ¤gerin nur durch MaÃ�schuhe einigermaÃ�en beherrschen lieÃ�en. Der
KlÃ¤gerin werde mit einer letztmaligen Verordnung solcher Schuhe mehr geholfen
als mit jeder Psychotherapie.

Das Sozialgericht hat die Klage mit Urteil vom 10. MÃ¤rz 2004 abgewiesen.
OrthopÃ¤dische Schuhe kÃ¶nnten ein Hilfsmittel und von der Krankenkasse als
Sachleistung zur VerfÃ¼gung zu stellen sein, im vorliegenden Fall lÃ¤gen jedoch die
Voraussetzungen fÃ¼r die HilfsmittelgewÃ¤hrung nicht vor. Die begehrten
orthopÃ¤dischen MaÃ�schuhe wÃ¼rden nicht dem Ausgleich einer Behinderung
dienen. Sie seien nicht notwendig, um der KlÃ¤gerin die natÃ¼rlichen Funktionen
des Gehens und Stehens zu ermÃ¶glichen. Dies wÃ¤re bereits mit
Konfektionsschuhen mÃ¶glich, die mit den erforderlichen Zurichtungen versehen
werden mÃ¼ssten. Aus den von der Beklagten eingeholten MdK-Gutachten und den
vom Gericht beigezogenen Ã¤rztlichen Unterlagen sei zu entnehmen, dass Befunde,
die die Notwendigkeit von MaÃ�schuhen ergeben, nicht vorliegen. Dies entspreche
auch der EinschÃ¤tzung der behandelnden Ã�rzte. Es sei nicht nachvollziehbar,
weshalb eine letztmalige Verordnung und Genehmigung der KlÃ¤gerin mehr helfen
kÃ¶nnte als eine Psychotherapie. Auch aus der frÃ¼heren GewÃ¤hrung
orthopÃ¤discher Hilfsmittel kÃ¶nne die KlÃ¤gerin keine Leistungsverpflichtung fÃ¼r
die Beklagte ableiten. Eine Bindung fÃ¼r zukÃ¼nftige LeistungsgewÃ¤hrungen
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bestehe nicht.

Gegen dieses Urteil richtet sich die am 30. April 2004 beim SG eingegangene
Berufung. Der (neue) BevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin trÃ¤gt zu deren
BegrÃ¼ndung vor, die KlÃ¤gerin leide nach wie vor unter groÃ�en Schmerzen, die
spÃ¼rbar durch die alten, zutreffend angefertigten orthopÃ¤dischen Schuhe sehr
wohl gelindert werden konnten. Auf das Ã¤rztliche Attest des Dr.N. vom 05.05.2004
wird verwiesen, in dem ausgefÃ¼hrt wird, die KlÃ¤gerin habe durch die
orthopÃ¤dischen Schuhe subjektiv und objektiv eine deutlich verbesserte
Gehleistung erzielt. Ein Gutachten des Dr.G. vom 18.02.1999, eingeholt im
Rechtsstreit der KlÃ¤gerin gegen das Landesamt fÃ¼r Versorgung und
FamilienfÃ¶rderung, spreche auch fÃ¼r das klÃ¤gerische Verlangen, wie auch die
Verordnung orthopÃ¤discher MaÃ�schuhe des OrthopÃ¤den Dr.G. aus dem Jahr
1998. SchlieÃ�lich wurde noch ein Attest des Arztes fÃ¼r OrthopÃ¤die und
Sportmedizin Dr. I. B. vorgelegt, wonach bei der KlÃ¤gerin eine ausgeprÃ¤gte
Morton sche Neuralgie bei SSF beidseits, sowie eine diabetische Polyneuropathie
vorliege. Die Beschwerden konnten durch physikalische TherapiemaÃ�nahmen und
mittels verschiedener Einlagen nicht gelindert werden, orthopÃ¤discherseits wurde
deshalb die Versorgung mit orthopÃ¤dischen MaÃ�schuhen mit diabetesadaptierter
FuÃ�bettung fÃ¼r erforderlich gehalten. Am 04.11.2004 hat sich die Beklagte an
der Reparatur vorhandener orthopÃ¤discher MaÃ�schuhe beteiligt, ein Paar
diabetesadaptierte FuÃ�bettungen zur VerfÃ¼gung gestellt sowie AbsatzerhÃ¶hung
an vorhandenen orthopÃ¤dischen Schuhe finanziert.

Die KlÃ¤gerin beantragt, das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 10. MÃ¤rz
2004 aufzuheben und den zugrunde liegenden Bescheid der Beklagten vom
02.01.2003 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 20.03.2003 aufzuheben
und die Beklagte zu verurteilen, sie mit orthopÃ¤dischen Winterschuhen,
Hausschuhen und StraÃ�enschuhen gemÃ¤Ã� den Ã¤rztlichen Verordnungen vom
16.10. 2002 und 19.11.2002 zu versorgen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts fÃ¼r zutreffend und die Versorgung
mit orthopÃ¤dischen Schuhen nicht fÃ¼r notwendig.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der beigezogenen Akte der
Beklagten sowie der Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die gemÃ¤Ã� Â§ 151 SGG form- und fristgerecht eingelegte Berufung, die nicht der
Zulassung gemÃ¤Ã� Â§ 144 SGG bedarf, ist zulÃ¤ssig, sie erweist sich aber als
unbegrÃ¼ndet.

Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch darauf, dass ihr die Beklagte die am 16.10.2002
und am 19.11.2002 verordneten orthopÃ¤dischen MaÃ�schuhe zur VerfÃ¼gung
stellt.
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Nach Â§ 33 Abs.1 Sozialgesetzbuch V (SGB V) haben Versicherte Anspruch auf
Versorgung mit HÃ¶rhilfen, KÃ¶rperersatzstÃ¼cken, orthopÃ¤dischen und anderen
Hilfsmitteln, die im Einzelfall erforderlich sind, um den Erfolg der
Krankenbehandlung zu sichern, einer drohenden Behinderung vorzubeugen oder
eine Behinderung auszugleichen, soweit die Hilfsmittel nicht als allgemeine
GebrauchsgegenstÃ¤nde des tÃ¤glichen Lebens anzusehen oder nach Â§ 34 SGB V
ausgeschlossen sind. OrthopÃ¤dische MaÃ�schuhe sind keine
GebrauchsgegenstÃ¤nde des tÃ¤glichen Lebens und fallen auch nicht unter die
ErmÃ¤chtigungsnorm des Â§ 34 Abs.4 SGB V, die Hilfsmittel von geringem oder
umstrittenem therapeutischen Nutzen oder geringem Abgabepreis betrifft.

Der Anspruch der KlÃ¤gerin auf die Versorgung mit den vertragsÃ¤rztlich
verordneten orthopÃ¤dischen MaÃ�schuhen ergibt sich nicht bereits aus den
Verordnungen. Dies folgt schon daraus, dass nach Â§ 275 Abs.3 Nr.2 SGB V die
Krankenkassen vor Bewilligung eines Hilfsmittels in geeigneten FÃ¤llen durch den
MDK prÃ¼fen lassen kÃ¶nnen, ob das Hilfsmittel erforderlich ist (siehe hierzu BSG,
Urteil vom 16.09.1999, SozR 3-2500 Â§ 33 Nr.31). Der von der Beklagten
eingeschaltete Medizinische Dienst hat die Notwendigkeit der Verordnung nicht
bestÃ¤tigt. Das Sozialgericht hat im angefochtenen Urteil zutreffend unter
sorgfÃ¤ltiger Auswertung der vorhandenen Ã¤rztlichen Unterlagen bestÃ¤tigt, dass
wegen fehlender Notwendigkeit die gesetzlichen Voraussetzungen fÃ¼r die
LeistungsgewÃ¤hrung nicht gegeben sind. Der Senat weist die Berufung aus diesen
GrÃ¼nden zurÃ¼ck und sieht insoweit von einer weiteren Darstellung der
EntscheidungsgrÃ¼nde gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs.2 SGG ab.

Die Richtigkeit des Urteils des Sozialgerichts wird auch durch die zur
BerufungsbegrÃ¼ndung vorgetragenen AusfÃ¼hrungen und vorgelegten
Unterlagen nicht infrage gestellt.

Das Gutachten des Dr.G. vom 18.02.1999, erstellt im Sozialgerichtsverfahren der
KlÃ¤gerin gegen das Bayerische Landesamt fÃ¼r Versorgung und
FamilienfÃ¶rderung, bewertet den Reizzustand des unteren rechten
Sprunggelenkes, FuÃ�deformitÃ¤t rechts mit leichten statischen StÃ¶rungen mit
einem Teil-GdB von 10, die auf die GehfÃ¤higkeit sich auswirkenden
FunktionsstÃ¶rungen der unteren GliedmaÃ�en der LendenwirbelsÃ¤ule bedingten
keinen GdB von wenigstens 50. Zur medizinischen Notwendigkeit orthopÃ¤dischen
Schuhwerks finden sich keinerlei AusfÃ¼hrungen, es wird lediglich festgestellt, dass
beidseits orthopÃ¤disches Schuhwerk getragen werde.

Das Schreiben des Dr.G. vom 02.10.1998 an das Sozialgericht NÃ¼rnberg, wohl im
selben Rechtsstreit, bringt zum Ausdruck, dass der OrthopÃ¤de bei der KlÃ¤gerin
deutliche Knick-SenkfÃ¼Ã�e beidseits mit entsprechenden belastungsabhÃ¤ngigen
Schmerzen im Bereich des oberen Sprunggelenks festgestellt hat und
orthopÃ¤dische MaÃ�schuhe verordnet hat. Es handelt sich hierbei nicht um
grundsÃ¤tzlich neue Diagnosen, im Ã�brigen wÃ¤ren die AusfÃ¼hrungen aus dem
Jahr 1998 durch die umfangreiche Ã¤rztliche Ermittlung im jetzt anhÃ¤ngigen
Verfahren Ã¼berholt. Dazu zÃ¤hlt u.a. der umfangreiche Befundbericht von Dr.A.
vom 22.12.2003 an das Sozialgericht. Dort wird die Nichtobjektivierbarkeit der
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FuÃ�beschwerden geschildert und die InstabilitÃ¤t am rechten FuÃ� lediglich als
gefÃ¼hlt.

Die Notwendigkeit der Verordnung neuer orthopÃ¤discher Schuhe fÃ¼r die deutlich
Ã¼bergewichtige KlÃ¤gerin (89 kg bei 167 cm KÃ¶rpergrÃ¶Ã�e) ergibt sich
entgegen der Auffassung des KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten auch nicht aus der
Ã¤rztlichen Verordnung der Reparatur der vorhandenen Schuhe und der
KostenÃ¼bernahme der Beklagten. Die verordnenden Ã�rzte haben lediglich die
ReparaturbedÃ¼rftigkeit, nicht jedoch die Notwendigkeit orthopÃ¤dischen
Schuhwerks mit ihrer Verordnung zum Ausdruck gebracht. Die Beklagte hat hierzu
ausgefÃ¼hrt, sie habe zwar in der Vergangenheit dieses Schuhwerk bewilligt â��
warum auch immer â�� und komme nun letztmalig fÃ¼r die Reparatur dieses
Schuhwerks auf. Es bleibe jedoch festzuhalten, dass keine medizinischen GrÃ¼nde
fÃ¼r neue orthopÃ¤dische Schuhe vorliegen. Das Ã¤rztliche Attest des Dr.B. vom
29.04.2005 stellt als Diagnose u.a. eine Morton sche Neuralgie fest. Hierzu ist zu
sagen, dass es sich dabei nicht um eine neue Erkrankung handelt, sondern dass
dieser Begriff ein Synonym fÃ¼r die bereits bekannte Metatarsalgie darstellt (siehe
Pschyrembel, Klinisches WÃ¶rterbuch, 258. Auflage). Weder Dr.B. noch der am
09.06.2005 zum ersten und einzigen Mal konsultierte OrthopÃ¤de Dr.Z. (Attest vom
21.06. 2005) haben eine Verordnung fÃ¼r orthopÃ¤dische Schuhe ausgestellt. Die
Befunderhebung des Dr.Z. ist nicht aussagekrÃ¤ftig, Dr.Z. gibt selbst an, der kurze
Befund sei nach kurzer Befragung und Untersuchung erhoben worden, er ersetze
nicht eine genaue gutachterliche Untersuchung. SchlieÃ�lich ist noch einzugehen
auf das Attest des OrthopÃ¤den Dr.N. vom 05.05.2004, in dem dieser auch auf das
Kernspintomogramm vom 04.05.2004 (das der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte ebenfalls
vorgelegt hat) eingeht. Dr.N. hat sich nicht imstande gesehen, orthopÃ¤dische
Stiefel, die er dringend empfiehlt, zu verordnen. Er fÃ¼hrt darÃ¼ber hinaus aus, die
KlÃ¤gerin leide an ausgeprÃ¤gten Schmerzen im Bereich des rechten OSG, die ihr
eine GehfÃ¤higkeit wohl nur mit orthopÃ¤dischem Schuhwerk ermÃ¶glichen. Damit
ergibt sich fÃ¼r den Senat, dass auch im Berufungsverfahren die Notwendigkeit der
Versorgung der KlÃ¤gerin mit orhopÃ¤dischen MaÃ�schuhen nicht belegt werden
konnte.

Die Kostenfolge ergibt sich aus Â§ 193 SGG und entspricht dem Verfahrensausgang.

GrÃ¼nde, die Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 SGG zuzulassen, sind nicht gegeben.

Erstellt am: 09.09.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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